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Beilage zu Nr. 21 des Miniſterial-Blatts 


Berlin, Donnerstag, den 28. Oktober 1909. 


Handels- und Gewerbe-Dermwaltung. 


Ausführungsanweiſung 


zu dem 


Geſetze vom 28. Juli 1909, betreffend die Abänderung des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865/1892 und 14. Juli 1905 
(Geſetzſamml. S. 677). 


Zur Ausführung des Geſetzes vom 28. Juli 1909, betreffend die Abänderung des 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865/1892 und 14. Juli 1905, (Geſetzſamml. S. 677) 
wird folgendes beſtimmt: a 

IJ. Zu Artikel l. 
Zu $$ 73 bis 75. Aufſichtsperſonen. 

1. Die Anerkennung der Befähigung aller Auffichtsperfonen (§ 73) erfolgt durch den 
Revierbeamten, und zwar ſtets für den der benannten Perſon zu übertragenden Geſchäfts⸗ 
kreis. Dieſer kann je nach den Verhältniſſen des Bergwerkes ſachlich oder örtlich beſtimmt 
werden, er muß aber bei der Namhaftmachung fo genau angegeben werden, daß Zweifel 
über die Abgrenzung des Geſchäftskreiſes der einzelnen Beamten nicht entſtehen können. 

Welche Perſonen als Aufſichtsperſonen anzuſehen fein werden, iſt nach den Um— 
ſtänden zu entſcheiden; Perſonen im Arbeitsverhältniſſe, welche nebenbei zur Unterſtützung 
im Aufſichtsdienſte herangezogen werden, wie Wettermänner, Schießmeiſter, find in der 
Regel ebenſowenig wie die Ortsälteſten zu den Aufſichtsperſonen zu rechnen. 

2. Der Revierbeamte hat ſich zu überzeugen, ob die benannte Perſon in techniſcher, 
geſchäftlicher und moraliſcher Beziehung für die ihr zu übertragenden Geſchäfte befähigt iſt. 

8 3. Zum Nachweiſe der techniſchen und geſchäftlichen Befähigung genügt es der Regel 
nach, wenn: 

a) die benannte Perſon die Prüfung als Bergreferendar oder die Diplomprüfung 
für die Fachrichtung des Bergbaues beſtanden hat; 

b) das Zeugnis einer vom Miniſter für Handel und Gewerbe hierfür anerkannten 
Bergſchule die Befähigung der benannten Perſon zu den ihr zu übertragenden 
Geſchäften ausfpricht;*) 

e) wenn die benannte Perſon bereits auf einem gleichartigen Bergwerke für eine 
5 5 Tätigkeit anerkannt worden war, ohne dieſes Anerkenntnis verloren 
zu haben. 


4. In allen anderen Fällen iſt die benannte Perſon zum Nachweis ihrer techniſchen 
und geſchäftlichen Befähigung einer beſonderen Prüfung zu unterwerfen. 

Eine ſolche beſondere Prüfung kann auch in den Fällen unter 3 verlangt werden, 
wenn beſondere Umſtände dies erfordern, z. B. wenn einer Perſon, die bisher nur auf 
Steinkohlengruben mit gar keiner oder nur geringer Schlagwetterentwickelung beſchäftigt 
geweſen iſt, eine Stelle auf einer Steinkohlengrube mit ſtarker Schlagwetterentwickelung 
übertragen werden ſoll. f 

Auch kann, beſonders in den Fällen unter 3a und b, verlangt werden, daß die be— 
nannte Perſon erſt eine angemeſſene Probedienſtzeit zurücklegt. 


) Über die Anerkennung der einzelnen Bergſchulen zur Ausſtellung derartiger Zeugniſſe und deren 
Geltungsbereich wird beſondere Beſtimmung ergehen. 
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5. In moraliſcher Beziehung ift insbeſondere zu prüfen, ob die benannte Perſon bei 
einer früheren Beſchäftigung in einer gleichartigen Stellung oder während der Probedienſtzeit 
ſich als zuverläſſig in bezug auf die Befolgung der geſetzlichen und bergpolizeilichen Vorſchriften, 
und zwar ſowohl durch ſie ſelbſt, als auch durch die ihr unterſtellten Perſonen erwieſen hat. 

6. Der Revierbeamte hat ſich davon zu überzeugen, daß der Umfang des der be— 
nannten Perſon zu übertragenden Geſchäftskreiſes nicht zu groß iſt, als daß ſie die Ver⸗ 
antwortung für die Geſchäfte übernehmen kann. 

Der Revierbeamte hat darauf zu achten, daß die Zahl der auf einem Bergwerke vor- 
handenen Aufſichtsperſonen dem Umfang und den beſonderen Verhältniſſen des Werkes, 
namentlich der Gefährlichkeit des Betriebs entſpricht. 

Von dem Ausſcheiden einer Aufſichtsperſon aus dem Dienſte hat der Bergwerksbeſitzer 
dem Revierbeamten unverzüglich Anzeige zu erſtatten. 

7. Über die Anerkennung der Befähigung iſt dem Bergwerksbeſitzer ein ſchriftlicher 
Beſcheid zu erteilen. Der Bergwerksbeſitzer hat die Aufſichtsperſon davon in Kenntnis zu 
ſetzen. Wird die Befähigung nicht oder nicht in vollem Umfang anerkannt, ſo iſt der Be⸗ 
ſcheid dem Bergwerksbeſitzer und der Aufſichtsperſon gegen Empfangsbeſcheinigung auszu⸗ 
händigen oder mittels Poſtzuſtellungsurkunde zuzuſtellen. In dem Beſcheide ſind die Gründe 
der Nichtanerkennung anzugeben. 

8. Die Aberkennung der Befähigung einer Aufſichtsperſon kann erfolgen, wenn die 
Unrichtigkeit der Nachweiſe dargetan wird, auf Grund deren die Befähigung anerkannt 
worden iſt, wenn die Aufſichtsperſon gröblich oder wiederholt gegen geſetzliche oder berg⸗ 
polizeiliche Vorſchriften verſtößt oder wenn ſonſt aus Handlungen oder Unterlaſſungen der 
Aufſichtsperſon der Mangel derjenigen Eigenſchaften klar erhellt, welche zur Ausübung 
ihres Amtes notwendig ſind. i 

9. Liegt nach der Anſicht des Revierbeamten ein Grund für die Aberkennung der 
Befähigung (Rr. 8) vor, fo hat er die Aufſichtsperſon und den Werksbeſitzer zu hören und 
die weiter erforderlichen Feſtſtellungen zu treffen. Nach dem Abſchluß der Verhandlungen 
hat er der Aufſichtsperſon und dem Werksbeſitzer einen ſchriftlichen Beſcheid zu erteilen. 
Wird die Befähigung aberkannt, ſo ſind in dem Beſcheide die Gründe dafür anzugeben. 
Der Beſcheid iſt gegen Empfangsbeſcheinigung auszuhändigen oder mittels Poſtzuſtellungs⸗ 
urkunde zuzustellen. 

10. Auch wenn gegen die Aberkennung der Befähigung einer Aufſichtsperſon Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren erhoben wird, kann der Revierbeamte die ſofortige Ent- 
fernung der Aufſichtsperſon verlangen, ſofern er dies zur Vermeidung einer dringenden 
Gefahr für notwendig erachtet (§ 199 des Allgemeinen Berggeſetzes). Das Gleiche gilt 
von der Einſtellung des in Betracht kommenden Betriebs. 

„ 11. Von einer jeden rechtskräftig gewordenen Aberkennung der Befähigung einer 
Aufſichtsperſon hat der Revierbeamte unter Beifügung der Entſcheidung dem Oberbergamte 
Mitteilung zu machen. 


Zu $ 76 Abſ. 2. Werksbeſitzer und höhere Beamte. 

12. Die im $ 76 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen bedürfen der Anerkennung ihrer Be- 
fähigung nicht. Doch iſt auch bei ihrer Namhaftmachung der ihnen übertragene Geſchäfts⸗ 
kreis anzugeben. Dieſe Angabe iſt nötigenfalls unter Hinweis auf § 207 b des Geſetzes 
zu verlangen. 

Aus der Angabe des Geſchäftskreiſes muß erſichtlich ſein, welche Befugniſſe die im 
§ 76 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen haben. Es muß erſichtlich ſein, in welchem Verhältnis 
ſie zu den Aufſichtsperſonen (8 13) ſtehen, insbeſondere ob durch dieſes Verhältnis die 
Befugnis der Aufſichtsperſonen, die von der Bergbehörde angeordneten oder im Betriebs⸗ 
plane vorgeſehenen Maßnahmen ſelbſtändig zu treffen, etwa eingeſchränkt iſt. Dabei iſt zu 
beachten, daß, ſoweit das Geſetz oder bergpolizeiliche Vorſchriften beſtimmten Aufſichts⸗ 
perſonen beſtimmte Pflichten übertragen, dieſe Pflichten ſtets von den Aufſichtsperſonen zu 
erfüllen ſind und nicht durch anderweitige Abgrenzung des Geſchäftskreiſes anderen Per⸗ 
ſonen auferlegt werden können. Schließlich dürfen keine Unklarheiten darüber beſtehen, ob 
3. B. in Fällen, wo die Betriebsführung unter und über Tage geteilt iſt, die Beaufſichti⸗ 
gung des Geſamtbetriebs derartig geregelt iſt, daß durch Maßnahmen des Betriebs führers 
über Tage nicht Gefahren für den unterirdiſchen Betrieb entſtehen, oder ob, wenn zwei 
benachbarte, demſelben Bergwerksbeſitzer gehörige Gruben in gemeinſamer Wetterführung 
jtehen, die Beauffichtigung des Geſamtbetriebs derartig geregelt iſt, daß durch Maßnahmen 
des Betriebsführers der einen Grube keine Gefahr für die andere Grube entſteht. 
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Von dem Ausscheiden einer jeden der im § 76 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen aus dem 
Dienſte hat der Bergwerksbeſitzer dem Revierbeamten unverzüglich Anzeige zu erſtatten. 

13. Die allgemeinen Vorſchriften des Reichsſtrafgeſetzbuchs über die Strafbarkeit der 
Anſtifter, Mittäter oder Gehilfen einer ſtrafbaren Handlung werden durch § 76 Abſ. 2 
nicht berührt. 

14. Bei jeder Nichtinnehaltung eines Betriebsplans ſowie bei jedem Verſtoß gegen 
geſetzliche oder bergpolizeiliche Vorſchriften iſt fortan feſtzuſtellen, welche Aufſichtsperſon 
oder welche vorgeſetzte Perſon kraft des übertragenen Geſchäftskreiſes die Verantwortung 
für die Zuwiderhandlung zu tragen hat. 


II. Zu Artikel II. 
Zu 8 80f. Sicherheitsmänner und Arbeiterausſchuß im allgemeinen. 


15. Sicherheitsmänner und Arbeiterausſchüſſe müſſen auf den im § 80f bezeichneten 
Bergwerken oder ſelbſtändigen Betriebsanlagen vorhanden ſein. Ob fie für ein ganzes 
Bergwerk oder für ſelbſtändige Betriebsanlagen einzurichten ſind, unterliegt der freien 
Entſchließung der Werksverwaltung, jedoch hat letzterenfalls das Oberbergamt vor der 
Genehmigung der nach §§ 80 p und 80 fr zu erlaſſenden „Beſtimmungen“ zu prüfen, 
ob eine ſelbſtändige Betriebsanlage anzuerkennen iſt. Was als ſelbſtändige Betriebsanlage 
anzuſehen iſt, iſt nach den vom Oberbergamte bisher anerkannten Grundſätzen zu entſcheiden. 


Zu 88 80 fb, kn, ke. Wahl der Sicherheitsmänner. 

16. Die Wahl der Sicherheitsmänner erfolgt nach Steigerabteilungen oder nach 
Fahrabteilungen. In letzteren Falle ift eine beſondere Genehmigung des Oberbergamts 
erforderlich (§ 80 fn). Das Oberbergamt hat dabei zu prüfen, ob nach den jeweils vor⸗ 
liegenden Verhältniſſen praktiſche Geſichtspunkte der Zulaſſung von Fahrabteilungen ent⸗ 
gegenſtehen. Für eine jede zur Zeit der Wahl vorhandene Steiger- oder Fahrabteilung 
iſt ein Sicherheitsmann zu wählen. Falls für das Bergwerk Fahrabteilungen gebildet find, 
erfolgt die Wahl der Sicherheitsmänner einheitlich durch die unterirdiſch beſchäftigte Beleg⸗ 
ſchaft (zu vergl. Ziffer 28). 

17. An der Wahl nach Steigerabteilungen ſind die der einzelnen Steigerabteilung 
angehörigen Arbeiter unter den im § 80 fb bj. 2 bezeichneten Vorausſetzungen aktiv 
wahlberechtigt. Sie haben aus ihrer Mitte den Sicherheitsmann zu wählen. Die Wahl 
von Stellvertretern der Sicherheitsmänner gleichzeitig bei der Hauptwahl entſpricht nicht 
den Abſichten des Geſetzes; beim Ausſcheiden eines Sicherheitsmanns iſt vielmehr der 
§ 80 f! zu befolgen. 

Die Vorausſetzungen der Wählbarkeit gibt $ 80 fb Abſ. 2 an. Zu dieſen Voraus⸗ 
ſetzungen iſt hier nur zu bemerken, daß zu den „gleichartigen Bergwerken“ (Satz 2) auch 
das Bergwerk, auf dem die Wahl ſtattfindet, gehört und daß unter den Worten: „desſelben 
Bezirkes“ (Satz 2) nicht etwa derſelbe Oberbergamtsbezirk zu verſtehen iſt, ſondern ein in 
ſich geſchloſſener bergbaulicher Bezirk mit gleichartigen Verhältniſſen (Ruhrrevier, Saar⸗ 
revier, Oberſchleſien, Niederſchleſien u. ähnl.). Das Wort „alsbald“ (Satz 6) bezweckt, 
unnötige Härten zu vermeiden, z. B. wenn ein Arbeiter nach Beendigung einer militäriſchen 
Übung erſt nach kurzem Aufenthalt in der Heimat oder wenn er nach der Beendigung 
eines Ausſtandes oder einer Ausſperrung erſt nach Löſung eines inzwiſchen eingegangenen 
anderen Arbeitsvertrags wieder eintreten kann. a 

18. Die Wahl iſt unmittelbar und geheim. Bei Prüfung der nach §§ 80 fp und 
80 fr zu erlaſſenden und zu genehmigenden „Beſtimmungen“ iſt, ſoweit dieſe Beſtimmungen 
ſich auf die Wahlen beziehen, das Oberbergamt nicht darauf beſchränkt, die Überein⸗ 
ſtimmung der betreffenden Vorſchriften mit den Geſetzen zu prüfen, ſondern es hat auch zu 
prüfen, ob nach ſeinem freien, auf der Geſamtheit der vorliegenden Umſtände beruhenden 
Ermeſſen die unmittelbare und geheime Wahl in Frage geſtellt erſcheint. Gegebenenfalls 
iſt die Genehmigung zu verſagen ($ 80 fr). 

Außerdem iſt darauf zu achten, daß in den „Beſtimmungen“ Vorſchriften enthalten 
find, die eine ſachgemäße und rechtzeitige Bekanntgabe des Wahltermius ſicherſtellen. Ebenſo 
müſſen Vorſchriften über die zur Leitung der Wahl berufenen Perſonen, über die Einzel⸗ 
heiten des Wahlverfahrens und über die Bekanntgabe des Wahlergebniſſes getroffen ſein. 

19. Liegt einer der im § 80 fe bezeichneten Fälle vor, jo hat das Oberbergamt vor 
ſeiner Entſcheidung ſowohl den Werksbeſitzer als den Arbeiterausſchuß gutachtlich zu hören. 


Anlage 2 


Andage B. 
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Zu 58 80fd bis 80 ff. Zuſammenſetzung und Wahl des Arbeiterausſchuſſes. 


20. Über die Zuſammenſetzung des Arbeiterausſchuſſes und die Wahl der Arbeiter- 
ausſchußmitglieder müſſen ebenfalls durch die „Beſtimmungen“ (§§8 80 fp und 80 fr) die 
näheren Vorſchriften erlaſſen werden. 

Die Zahl der gewählten Ausſchußmitglieder iſt ſo zu bemeſſen, daß auf je 400 Mann 
mindeſtens ein Ausſchußmitglied entfällt. 

Hinſichtlich der Zuſammenſetzung muß angegeben werden, wie groß die Zahl der ge⸗ 
wählten Ausſchußmitglieder ſein ſoll oder auf wie viel Mann der zur Zeit der Wahl vor⸗ 
handenen Geſamtbelegſchaft ein ſolches Mitglied entfallen ſoll, ob und wie die Belegſchaft 
über Tage berückſichtigt werden ſoll und ob und in welchem Umfange der Werksbeſitzer ſeiner⸗ 
ſeits Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes ernennen will. 

Für die Wahlen zum Arbeiterausſchuß findet zunächſt das unter Ziffer 17 Geſagte An— 
wendung mit der Maßgabe, daß zur Wählbarkeit der von der Belegſchaft über Tage zu 
wählenden Ausſchußmitglieder eine zweijährige Beſchäftigung auf gleichartigen Bergwerken 
unter Tage (§ 80 f b Abſ. 2 Satz 2) nicht erforderlich iſt, ſondern eine zweijährige Be⸗ 
ſchäftigung auf gleichartigen Bergwerken über Tage genügt. Die im Abſ. 2 des § 80te 
für zuläſſig erklärte Verhältniswahl kann für die Wahlen der Belegſchaft über Tage nur in 
dem Falle vorgeſchrieben werden, wenn es ſich um mehrere von der Belegſchaft über Tage 
zu wählende Arbeiterausſchußmitglieder handelt. Soweit die Verhältniswahl vorgeſchrieben 
wird, müſſen in den „Beſtimmungen“ nähere Vorſchriften erlaſſen werden, und zwar ſowohl 
für die Wahlen durch die Sicherheitsmänner als auch für diejenigen durch die Belegſchaft über 
Tage; beim Vorliegen der im § 80 fe Abſ. 1 Satz 3 bezeichneten Vorausſetzung müſſen 
derartige Vorſchriften auch für die durch die wahlberechtigten Arbeiter vorzunehmende 
Zuwahl getroffen werden. 

Hinſichtlich der Regelung der Verhältniswahl wird auf die Anlage des Erlaſſes vom 
12. April 1902 (Min.⸗Bl. der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung, Jahrgang 1902, S. 165ff.) 
und auf die Anlage II des Erlaſſes vom 20. September 1904 (ebenda, Jahrgang 1904, 
S. 417 ff.) verwieſen. 


Zu 88 80 fg und 80 fh. Tätigkeit der Sicherheitsmänner. 

21. Die Sicherheitsmänner ſind nach der Abſicht des Geſetzes ebenſo wie der 
Arbeiterausſchuß der Hauptſache nach eine Einrichtung des betreffenden Bergwerkes. Jndeſſen 
iſt eine Einſchränkung der geſetzlichen Befugniſſe nicht zuläſſig. 

Da es zur ſachgemäßen Durchführung des Geſetzes notwendig iſt, daß die Sicherheits- 
männer über ihre Rechte und Pflichten genau unterrichtet ſind, ſo empfiehlt es ſich, daß 
einem jeden von ihnen ſogleich nach der Wahl durch die Werksverwaltung ein Abdruck der 
in der Anlage A wiedergegebenen, einen Teil dieſer Ausführungsanweiſung bildenden 
„Anterweifung über die Rechte uud Pflichten der Sicherheitsmänner“ eingehändigt wird. 
Die Revierbeamten haben die Pflicht, auf die Werksbeſitzer im Sinne dieſer Beſtimmung 
einzuwirken und dafür Sorge zu tragen, daß etwaige Erweiterungen der Befugniſſe der 
Sicherheitsmänner (§ 80 fp) oder ſonſtige, vom Werksbeſitzer für fie getroffene ergänzende 
Beſtimmungen der Unterweiſung als beſonderer Anhang beigefügt werden. 

22. Die Werksverwaltung hat für jeden Sicherheitsmann ein Fahrbuch anzulegen 
und es ſo einzurichten, wie in der Anlage B vorgeſchrieben iſt. Jedes Fahrbuch iſt mit 
fortlaufenden Seitenzahlen zu verſehen; die Anzahl der Seiten iſt vom Revierbeamten 
zu beſcheinigen. Es iſt, ſoweit nicht der Revierbeamte mit Rückſicht auf beſondere Ver⸗ 
hältniſſe ein anderes beſtimmt, beim Zechenbuch aufzubewahren. 

Nach beendigter Benutzung iſt das Fahrbuch noch 2 Jahre lang von der Werksver— 
waltung aufzubewahren. 

Diejenigen Perſonen, welche berechtigt find, das Fahrbuch einzuſehen, haben die Ein- 
ſichtnahme unter Angabe des Tages im Fahrbuche zu vermerken. 

23. Die Tätigkeit des Oberbergamts hinſichtlich der Sicherheitsmänner erſtreckt ſich ing- 
beſondere auf die Prüfung und Genehmigung der nach § 80 fp zu erlaſſenden „Beſtim⸗ 
mungen“ und die Wahrnehmung der ihm im § 80 fq übertragenen Befugniſſe. 

24. Der Revierbeamte hat ſich einerſeits über die Wirkſamkeit der neuen Einrichtung 
fortdauernd zu unterrichten und, wenn ihm bekannt wird, daß zwiſchen den Sicherheits- 
männern und den Aufſichtsbeamten oder der Werksverwaltung Meinungsverſchiedenheiten 
über die Rechte und Pflichten der Sicherheitsmänner oder ſonſtige Schwierigkeiten ent⸗ 
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ſtanden find, belehrend und vermittelnd einzugreifen; andererſeits ift er bei der Ausführung der 
im § 80 fg Abſ. 4 bis 9 und § 80 fo Abſ. 4 gegebenen Vorſchriften unmittelbar beteiligt. 

Im allgemeinen hat alſo der Revierbeamte ſich fortlaufend davon zu überzeugen, ob die 
Sicherheitsmänner mit der oben unter Ziffer 21 bezeichneten „Unterweiſung über die Rechte 
und Pflichten der Sicherheitsmänner“ verſehen ſind und daß ſie in der Steigerabteilung, 
in der fie gewählt find, beſchäftigt werden. Er hat ſich ferner fortlaufend davon zu unter- 
richten, in welchem Umfange die Sicherheitsmänner von dem Rechte der zweimaligen regel⸗ 
mäßigen Befahrung (§ 80 fg Abſ. 1) Gebrauch machen, ob die Arbeiterausſchüſſe die Vor⸗ 
nahme von Befahrungen für notwendig erklärt haben (§S 80 fg Abſ. 3 und 4) und ob den 
betreffenden Beſchlüſſen genügt worden iſt. Er hat ſich ſchließlich regelmäßig davon zu 
überzeugen, daß für jeden einzelnen Sicherheitsmann das vorſchriftsmäßige Fahrbuch (vergl. 
Ziffer 22) vorhanden iſt und daß das Fahrbuch von der Werksverwaltung ſorgfältig aufbe- 
wahrt und den zur Einſichtnahme Berechtigten auch vorgelegt wird. 

25. Im beſonderen hat der Revierbeamte bei Ausübung der ihm geſetzlich über— 
tragenen Tätigkeit folgendes zu beachten: 

a) Nimmt der Sicherheitsmann an einer Unfallunterſuchung teil ($ 80f g Abſ. 2), jo 
darf er durch Vermittelung des Revierbeamten Fragen über die Urſache und den Hergang 
des Unfalls an die Zeugen richten. Fragen, die nicht zur Sache gehören, kann der Revier 
beamte zurückweiſen. Der Sicherheitsmann darf ferner ſeine Anſicht über die Urſache des 
Unfalls und die in Betracht kommenden Sicherheitsverhältniſſe zu Protokoll erklären. 

b) Wird im Falle des § 80g Abſ. 4 gegen eine von der Mehrheit des Arbeiter⸗ 
ausſchuſſes oder der Mehrheit der an der Sitzung des Arbeiterausſchuſſes teil— 
nehmenden Sicherheitsmänner (§ 80 fk) beſchloſſene außerordentliche Befahrung vom 
Werksbeſitzer Einſpruch erhoben, ſo hat der Revierbeamte zu prüfen, ob der Beſchluß 
aus „beſonderen, auf beſtimmte Tatſachen oder Wahrnehmungen geſtützten Gründen“ 
gefaßt iſt. Bejahendenfalls hat er unter Zuziehung des Sicherheitsmanns (zu vergl. 
unter f) eine Befahrung der betreffenden Abteilung vorzunehmen oder durch fein Hilfs— 
perſonal vornehmen zu laſſen und die im Intereſſe des Lebens und der Geſundheit der 
Arbeiter etwa erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Als Hilfsperſonal des Revierbeamten 
gelten der Berginſpektor, der Bergaſſeſſor, der Bergreferendar, falls dieſer vom Oberbergamte 
die Befugnis zur ſelbſtändigen Wahrnehmung dieſer Geſchäfte des Revierbeamten erhalten 
hat, ſowie der Einfahrer. 

c) Der Revierbeamte hat ſich bei feiner Anweſenheit auf dem Bergwerke durch Ein⸗ 
ſicht der Fahrbücher (§ 80 fg Abſ. 6) darüber zu unterrichten, ob und welche Eintragungen 
von den Sicherheitsmännern vorgenommen und in welcher Weiſe fie von dem Betriebs— 
führer erledigt ſind. Auch iſt er befugt, ſein Hilfsperſonal (zu vergl. unter b) mit dieſer 
Einſichtnahme zu beauftragen. Erſcheint die Erledigung nicht genügend zur Beſeitigung der 
gemeldeten Gefahren, ſo hat der Revierbeamte das Erforderliche zu veranlaſſen. 

d) Insbeſondere hat der Revierbeamte bei denjenigen Eintragungen, in denen die 
Beſorgnis einer dringenden Gefahr ausgeſprochen wird ($ 80 fg Abſ. 7) und die ihm von 
dem Betriebsführer unverzüglich mitzuteilen ſind, zu prüfen, ob die zur Beſeitigung der 
Gefahr getroffenen Anordnungen genügend ſind; eintretendenfalls hat er unter Zuziehung 
des Sicherheitsmanns (zu vergl. unter k) eine Befahrung vorzunehmen und auf Grund 
des Ergebniſſes dieſer Befahrung die erforderlichen Maßregeln zu treffen. 

Der Revierbeamte hat darauf hinzuwirken, daß die Betriebsführer, falls ſie beſondere 
Anordnungen nicht getroffen haben, die Gründe hierfür bei der Mitteilung angeben. 

e) Das Gleiche gilt von den im 8 80g Abi. 8 bezeichneten Meldungen einer 
dringenden Gefahr, die ebenfalls unverzüglich zur Kenntnis des Revierbeamten gebracht 
werden müſſen. 5 N 

f) Der Revierbeamte hat zu feinen Befahrungen in den unter b, d und e bezeichneten 

Fällen den Sicherheitsmann zuzuziehen und ſich von ihm über die Sicherheitsverhältniſſe 
der Abteilung Auskunft erteilen zu laſſen. Auch in anderen geeigneten Fällen kann der 
Revierbeamte den Sicherheitsmann zu Befahrungen zuziehen. Darüber, ob etwa auch das 
Hilfsperſonal des Revierbeamten (zu vergl. unter b) einen Sicherheitsmann zu den Be⸗ 
fahrungen zuziehen ſoll, hat der Revierbeamte ſelbſt in jedem einzelnen Falle Anweiſung 
u erteilen. 
; Der Revierbeamte hat darauf zu achten, daß der Sicherheitsuramı ſeinen geſetzlichen 
Verpflichtungen (§ 80 g Abi. 3, 4, 5, 8, 9 und 10) nachkommt; gegebenenfalls hat er dem 
Oberbergamte zu berichten. J 

g) Zu Anweiſungen an die Sicherheitsmänner iſt er nicht befugt. 
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Zu 88 80 fi bis 80 fm. Arbeiterausſchuß. 


26. Der ſchon früher für die größeren Bergwerke vorgeſchriebene Arbeiterausſchuß 
hat durch § 80 fi eine Erweiterung ſeiner Aufgaben erfahren. Er hat fortan die Be⸗ 
fugnis, Anträge, Wünſche und Beſchwerden der Belegſchaft, die ſich auf die Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen des Bergwerkes beziehen, zur Kenntnis des Bergwerksbeſitzers zu bringen und 
ſich darüber zu äußern. Er hat ferner die Befugnis, die im § 80 fg Abſ. 3 und 4 und 
§ 80 km bezeichneten Entſcheidungen zu treffen. Alle Beſchlüſſe und Entſcheidungen des 
Arbeiterausſchuſſes müſſen in ordnungsmäßig anberaumten Sitzungen des Arbeiterausſchuſſes, 
im Falle des § 80 fk unter Zuziehung auch der dem Arbeiterausſchuſſe nicht angehörenden 
Sicherheitsmänner erfolgen. Die Entſcheidungen ſelbſt erfolgen: 


a) bei der Beſchlußfaſſung über die Notwendigkeit der regelmäßigen Befahrungen 
(S 80 fg Abſ. 3) durch die Mehrheit der in der Sitzung anweſenden Perſonen 
(gewählte und etwa ernannte Mitglieder ſowie Sicherheitsmänner); 

b) bei der Beſchlußfaſſung über die Vornahme außerordentlicher Befahrungen 
(S880 fg Abi. 4) entweder durch die Mehrheit des Arbeiterausſchuſſes oder aber 
die Mehrheit der an der Sitzung teilnehmenden Sicherheitsmänner (ſowohl 
derjenigen, die dem Ausſchuß angehören, als derjenigen, bei denen dies nicht 
der Fall iſt); 

c) bei der Beſchlußfaſſung über den Wegfall der Befahrungen ($ 80 fm Satz 1) 
durch die Mehrheit des Arbeiterausſchuſſes unter Zuſtimmung der Mehrheit der 
anweſenden Sicherheitsmänner. 

Über die auf die Sicherheit der Grube bezüglichen, insbeſondere die vorſtehend unter 
a bis © bezeichneten Verhandlungen und Entſcheidungen des Arbeiterausſchuſſes ſind Pro— 
tokolle aufzunehmen, aus denen die Tagesordnung und die gefaßten Beſchlüſſe zu erſehen 
ſein müſſen. Inwieweit im übrigen Protokolle aufzunehmen ſind und in welcher Form 
dies zu geſchehen hat, iſt in den „Beſtimmungen“ anzugeben. 

27. Die im § 80 k1 Abſ. 1 bezeichnete Neuwahl und die im § 80 f! Abſ. 2 bezeichnete 
Erſatzwahl finden in derſelben Weiſe ſtatt wie die urſprüngliche Wahl des ausgeſchiedenen 
Sicherheitsmanns oder Arbeiterausſchußmitglieds. 


Zu § 80 fn. Fahrabteilungen. 

28. Die Wahl der Sicherheitsmänner nach Fahrabteilungen bedarf der beſonderen 
Genehmigung des Oberbergamts. Hierüber vergl. oben unter Ziffer 16. Wird die Geneh- 
migung erteilt, ſo müſſen in den „Beſtimmungen“ die der veränderten Sachlage entſprechenden 
Vorſchriften enthalten ſein, insbeſondere muß darin beſtimmt werden, daß die Sicherheits— 
männer nach näherer Vorſchrift des $ 80 fn Abſ. 1, d. h. von den unterirdiſch beſchäftigten 
Arbeitern des Bergwerkes oder der ſelbſtändigen Betriebsanlage in unmittelbarer und 
geheimer Wahl zu wählen, daß ſie auf die verſchiedenen Fahrabteilungen zu verteilen und 
in ihnen zu beſchäftigen find und daß fie ſelbſt nach Vorſchrift der §§ 80 ke und 80 ff die 
gewählten Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes zu wählen oder zu bilden haben. 

Die Verhältniswahl iſt zuläſſig; wegen ihrer Regelung zu vergl. Ziffer 20 Abſ. 5. 


Zu 8 80 fo. Ausſcheiden eines Sicherheitsmanns. 

29. Der $ 80k 0 Abſ. 4 verpflichtet den Revierbeamten, beim Ausſcheiden eines 
Sicherheitsmanns auf Antrag eines Beteiligten die Gründe des Ausſcheidens zu unterſuchen 
und ſeine Vermittelung eintreten zu laſſen. Hierzu iſt der Revierbeamte auf Antrag eines 
Beteiligten auch dann verpflichtet, wenn der Sicherheitsmann ſelbſt das Arbeitsverhältnis 
gekündigt oder die Arbeit niedergelegt hat. In einem ſolchen Falle ſind die Gründe, welche 
den Sicherheitsmann zur Kündigung veranlaßt haben, feſtzuſtellen. 


Berlin, den 13. Oktober 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Sydow. 
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Anlage A. 


Unterweiſung 


über 


die Rechte und Pflichten der Sicherheitsmänner. 


I. Allgemeine Stellung der Sicherheitsmänner. 
81. 


1. Der Sicherheitsmann wird von ſeiner Steigerabteilung oder, wenn eine Wahl nach 
Fahrabteilungen ſtattfindet, von der ganzen unterirdiſchen Belegſchaft des Bergwerkes oder 
der ſelbſtändigen Betriebsanlage gewählt; er muß während ſeiner Amtsdauer in ſeiner 
Steigerabteilung oder ſeiner Fahrabteilung beſchäftigt werden. 

2. Er bleibt während ſeiner Amtszeit Mitglied der Belegſchaft; die Arbeitsordnung 
des Bergwerkes iſt, ſoweit nicht im Geſetz (wie z. B. bei der Kündigung) etwas Beſonderes 
beſtimmt iſt, auch für ihn maßgebend. 


II. Rechte und Pflichten des Sicherheitsmanns. 
A. Regelmäßige Befahrungen. 
SE 

1. Der Sicherheitsmann hat die Befugnis, feine Abteilung zweimal in jedem Monate 
zu befahren und ſie in bezug auf die Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter 
zu unterſuchen. 

2. Der Sicherheitsmann iſt verpflichtet, dieſe Befahrungen vorzunehmen, wenn der 
Arbeiterausſchuß dies für notwendig erklärt. 

3. Die Befahrungen fallen weg, wenn der Arbeiterausſchuß unter Zuſtimmung der 
Mehrheit der auweſenden Sicherheitsmänner und mit Genehmigung des Oberbergamts den 
Wegfall beſchloſſen hat. 

4. Bezüglich der Befahrungen (zu 1 und 2) iſt folgendes zu bemerken: 

a) Will der Sicherheitsmann eine Befahrung ſeiner Abteilung vornehmen, ſo hat er 
den Tag und die Schicht der Befahrung zu beſtimmen. Dieſe iſt jedoch ſo zu legen, daß 
Betriebsſtörungen möglichſt vermieden werden. 

Der Tag und die Schicht der Befahrung find dem Betriebsführer oder deſſen Stell, 
vertreter ſo rechtzeitig mitzuteilen, daß dieſer in der Lage iſt, einen Beamten zur Begleitung 
zu beſtimmen. 

b) Die Befahrungen erfolgen in Begleitung eines Aufſichtsbeamten des Bergwerkes. 

e) Bei den Befahrungen ſoll der Sicherheitsmann tunlichſt die ſämtlichen Baue feiner 
Abteilung, d. h. alle zu ihr gehörigen Arbeitspunkte, Fahr-, Förder- und Wetterſtrecken und 
Schächte, beſichtigen. Er ſoll dieſe Baue darauf unterſuchen, ob ſie in bezug auf die Sicher⸗ 
heit des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter zu irgend welchen Bedenken Anlaß geben. 
Er hat daher insbeſondere ſein Augenmerk darauf zu richten, ob die Baue ausreichend 
gegen Zubruchegehen geſichert, ob an einem Arbeitspunkt oder an anderen Stellen, ſo⸗ 
weit dieſe zugänglich ſind, ſich Schlagwetter oder andere ſchädliche Gaſe befinden, ob, falls 
für Grubenbaue die Berieſelung vorgeſchrieben iſt, dieſe in genügendem Maße erfolgt und 
ob dort, wo die Arbeiter zur Fahrung Fahrten benutzen, dieſe in ſicherem Zuſtande ſind. 

Er hat das Recht, von den Arbeitern feiner Abteilung Auskunft über die Sicherheits⸗ 
verhältniffe und die Ausführung der bergpolizeilichen Vorſchriften zu verlangen. Dem 
begleitenden Aufſichtsbeamten liegt es ob, auch ſeinerſeits dem Sicherheitsmanne die zur 
richtigen Beurteilung der Sicherheitsverhältniſſe nötigen Auskünfte über die Sicherheitsein⸗ 
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richtungen und die Ausführung der bergpolizeilichen Vorſchriften zu erteilen. Glaubt der 
Sicherheitsmann, daß in irgend einer Beziehung eine Gefahr für das Leben und die Ge— 
ſundheit der Arbeiter beſtehe, ſo hat er nach beendeter Fahrt ſeine Bedenken richtig und 
vollſtändig in das Fahrbuch einzutragen. 

d) Zu irgend welchen Anordnungen iſt der Sicherheitsmann nicht befugt. Ebenſo— 
wenig iſt er befugt, bei ſeinen Befahrungen Auskunft über Dinge zu verlangen, die, wie 
Lohnfragen, mit der Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter nicht zuſammen— 
hängen. Beſprechungen mit den Arbeitern über Fragen, die mit den Sicherheitsverhältniſſen 
nichts zu tun haben, hat er zu unterlaſſen. 


B. Außerordentliche Befahrungen. 
83 

1. Außer den unter A bezeichneten regelmäßigen Befahrungen kennt das Geſetz außer— 
ordentliche Befahrungen. Dieſe iſt der Sicherheitsmann vorzunehmen berechtigt und ver— 
pflichtet, wenn in einer Sitzung des Arbeiterausſchuſſes die Mehrheit des Arbeiterausſchuſſes 
oder der in der Sitzung anweſenden Sicherheitsmänner ſie aus beſonderen, auf beſtimmte 
Tatſachen oder Wahrnehmungen geſtützten, der Werksverwaltung mitzuteilenden Gründen 
für notwendig erachtet. Wird z. B. in einer Sitzung des Arbeiterausſchuſſes mitgeteilt, daß 
nach zuverläſſigen Meldungen von Arbeitern an einem beſtimmten Punkte der Grube ge- 
fährliche Schlagwetteranſammlungen aufgetreten ſeien, oder daß eine Brandgefahr beſtehe, 
ein Waſſerdurchbruch oder der Zuſammenbruch einer zur Förderung, Fahrung oder Wetter- 
führung dienenden Strecke zu befürchten ſei, und erachtet die Mehrheit des Arbeiteraus- 
ſchuſſes oder der Sicherheitsmänner auf Grund dieſer beſtimmten Tatſachen die außer⸗ 
ordentliche Befahrung der betreffenden Baue für notwendig, ſo iſt der betreffende Sicherheitg- 
mann, ſofern nicht die Werksverwaltung Einſpruch erhebt, berechtigt und verpflichtet, eine 
außerordentliche Befahrung vorzunehmen, auch wenn ſchon zweimal in dem betreffenden 
Monat eine regelmäßige Befahrung ſtattgefunden. hat. 

2. Wird von der Werksverwaltung Einſpruch erhoben, wozu ſie berechtigt iſt, ſo liegt 
die weitere Entſcheidung dem Bergrevierbeamten ob. Dieſem muß die Werksverwaltung 
von der Sachlage unverzüglich Mitteilung machen, worauf er zu entſcheiden hat, ob er 
ſeinerſeits unter Zuziehung des Sicherheitsmanns eine Befahrung vornehmen will. 

3. Auf die außerordentlichen Befahrungen findet das oben im § 2 Abſ. 4 Geſagte ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


C. Teilnahme an Unfallunterſuchungen. 


84. 

Ereignet ſich in der Abteilung des Sicherheitsmanns ein Unfall, der den Tod oder 
die ſchwere Verletzung einer oder mehrerer Perſonen herbeigeführt hat, fo iſt der Sicherheits⸗ 
mann befugt, an der Unterſuchung dieſes Unfalls durch den Revierbeamten teilzunehmen, 
und zwar kann er ſich ſowohl an der Beſichtigung der Unfallftelle, als auch an den Unter— 
ſuchungsverhandlungen beteiligen; für die Teilnahme an den Unterſuchungsverhandlungen 
kann er indeſſen eine Entſchädigung nicht verlangen (zu vergl. $ 9). Er darf durch den 
Revierbeamten Fragen an die Zeugen des Unfalls über deſſen Veranlaſſung und Hergang 
richten und ſeine Anſicht über die Urſache des Unfalls und die in Betracht kommenden 
Sicherheitsverhältniſſe zu Protokoll erklären. Fragen, die nicht zur Sache gehören, kann 
der Revierbeamte zurückweiſen. 


D. Eintragungen in das Fahrbuch. 
858 

1. Die Beobachtungen und Erfahrungen, die der Sicherheitsmann bei ſeinen Be⸗ 
fahrungen gemacht hat, ſollen im Intereſſe der Sicherheit des Lebens und der Geſundheit 
der Arbeiter nutzbar gemacht werden. Zu dieſem Zwecke ſind die Fahrbücher beſtimmt, 
und zwar hat die Werksverwaltung für jeden Sicherheitsmann ein beſonderes Fahrbuch 
nach einem vorgeſchriebenen Muſter einzurichten, bereitzuhalten und aufzubewahren. 

2. In dieſes Fahrbuch hat der Sicherheitsmann ſogleich nach jeder Befahrung unter 
Berückſichtigung der einzelnen Spalten des Fahrbuchs das Ergebnis der Befahrung mit 
Tinte einzutragen, und zwar auch dann, wenn er alles in Ordnung befunden und keine 
beſonderen Beobachtungen gemacht hat. Während er im letzteren Falle ſich auf eine kurze 
Bemerkung (3. B. „Alles in Ordnung“) beſchränken kann, hat er bei beſonderen Mahr- 
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nehmungen tunlichſt genau anzugeben, welche Gefahr er an dem beſtimmt zu bezeichnenden 
Orte bemerkt hat oder bemerkt zu haben glaubt. Er hat die Eintragung mit ſeinem Namen 
zu unterſchreiben. 

3. Glaubt der Sicherheitsmann, daß eine dringende Gefahr für das Leben und die 
Geſundheit der Arbeiter an irgend einem Punkte ſeiner Abteilung beſtehe, ſo hat er dies in 
der dafür beſtimmten Spalte des Fahrbuchs ausdrücklich hervorzuheben. In einem ſolchen 
Falle wird die Eintragung durch den Betriebsführer unverzüglich zur Kenntnis des Berg⸗ 
revierbeamten gebracht unter gleichzeitiger Mitteilung der zur Beſeitigung der Gefahr ge— 
troffenen Anordnungen. 

4. Alle Eintragungen müſſen genau der Wahrheit entſprechen. 

5. Sämtliche Eintragungen des Sicherheitsmanns werden ſogleich von dem Betriebs⸗ 
führer eingeſehen. Dieſer kann ebenſo wie der begleitende Beamte ſeine Bemerkungen zu 
dieſen Eintragungen an der dazu beſtimmten Stelle des Fahrbuchs machen. Dieſe Be— 
merkungen gelangen ſpäteſtens bei der nächſten Eintragung zur Kenntnis des Sicherheits: 
manns. 

Auch der Bergrevierbeanite und ſein Hilfsperſonal ſowie der Arbeiterausſchuß haben 
die Befugnis, die Fahrbücher jederzeit einzuſehen. 


E. Befahrungen mit dem Bergrevierbeamten. 
8 6. 
Der Sicherheitsmann iſt verpflichtet, bei Befahrungen ſeiner Abteilung durch den 
Bergrevierbeamten oder deſſen Hilfsperſonal dieſe auf Erfordern zu begleiten und ihnen 
jede Auskunft über die Sicherheitsverhältniſſe der Abteilung zu geben. 


F. Befahrungen auf Verlangen der Werksverwaltung. 
7 5 
Auch auf Verlangen der Werksverwaltung (Betriebsführer) iſt der Sicherheitsmann 
verpflichtet, eine Befahrung ſeiner Abteilung vorzunehmen. 


G. Allgemeine Meldepflicht. 
88. 


Da der Sicherheitsmann Vertrauensmann der Arbeiter ſeiner Abteilung iſt und ſelbſt 
regelmäßig in ſeiner Abteilung beſchäftigt bleibt, ſo iſt anzunehmen, daß er auch abgeſehen 
von ſeinen Befahrungen Kenntnis von ſolchen Zuſtänden und Vorgängen innerhalb ſeiner 
Abteilung erhalten wird, die geeignet erſcheinen, das Leben oder die Geſundheit der Arbeiter 
zu gefährden. Es wäre mit dem allgemeinen Zwecke der Sicherheitsmänner nicht verträglich, 
wenn der Sicherheitsmann ſeine ſo erhaltene Kenntnis für ſich behalten und nicht im Intereſſe 
ſeiner Arbeitskameraden verwerten wollte. Das Geſetz verpflichtet deshalb den Sicherheits⸗ 
mann, die zu ſeiner Kenntnis gelangenden Zuſtände und Vorgänge, welche geeignet ſind, 
das Leben oder die Geſundheit der Arbeiter zu gefährden, und zwar auch dann, wenn ſie 
auf einer Zuwiderhandlung eines Beamten oder Arbeiters gegen bergpolizeiliche Vorſchriften 
beruhen, unverzüglich einem ſeiner Vorgeſetzten zu melden. Auch hier hat er, wenn er die 
Gefahr für dringend erachtet, dies beſonders hervorzuheben. Es empfiehlt ſich, für alle 
dieſe Meldungen die ſchriftliche Form zu wählen. 


III. Eutſchädigung des Sicherheitsmanns. 
89. 


1. Für alle Befahrungen, die der Sicherheitsmann in Ausübung feiner gejeglichen 
Befugniſſe vornimmt (vergl. 88 2, 3, 4, 6 und 7), hat er eine Entſchädigung in Höhe 
des ihm entgangenen Arbeitsverdienſtes zu beanſpruchen. 

2. Regelmäßig iſt die hiernach zu berechnende Entſchädigung von der Werksverwaltung 
zu zahlen. Nur bei den außerordentlichen Befahrungen (§ 3) fallen die Koſten den unter⸗ 
irdiſch beſchäftigten Arbeitern zur Laſt. Doch hat auch in dieſem Falle die Werksverwaltung 
auf Antrag des Arbeiterausſchuſſes die Pflicht, die Entſchädigungsbeträge vorſchußweiſe zu 
zahlen, wogegen ſie berechtigt iſt, die vorſchußweiſe gezahlten Beträge den unterirdiſch be- 
ſchäftigten Arbeitern bei der Lohnzahlung in Abzug zu bringen. 
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3. Für die Teilnahme an den Unfallverhandlungen (§ 4) kann, abgeſehen von der 

Befahrung der Unfallſtelle in Begleitung der Unterſuchungsbehörde, eine Entſchädigung nicht 
verlangt werden. 


IV. Der Sicherheitsmann im Arbeiterausſchuß. 
8 10. 


1. Da die von den Arbeitern zu wählenden Arbeiterausſchußmitglieder zum größten 
Teile, nämlich ſoweit die Belegſchaft unter Tage in Betracht kommt, von den Sicherheits⸗ 
männern aus ihrer Mitte gewählt werden, gehört ein Teil der Sicherheitsmänner kraft 
dieſer Wahl dem Arbeiterausſchuß als Mitglied an. Aber auch die übrigen Sicherheits⸗ 
männer ſtehen in engen Beziehungen zu dem Arbeiterausſchuſſe, da ſie an den die Sicherheit 
der Grube betreffenden Verhandlungen und Entſcheidungen des Arbeiterausſchuſſes teil⸗ 
nehmen. Dies gilt insbeſondere von den oben im § 2 bi. 2 und $ 3 bezeichneten Ent⸗ 
ſcheidungen des Arbeiterausſchuſſes, durch welche der Sicherheitsmann zur Vornahme der 
e Befahrungen oder zur Vornahme von außerordentlichen Befahrungen verpflichtet 
wird. In dieſen Sitzungen des Arbeiterausſchuſſes iſt den Sicherheitsmännern die Möglich- 
keit gegeben, ihre Erfahrungen hinſichtlich der Sicherheitsverhältniſſe des Bergwerkes zu 
verwerten. 

2. Über die Aufgaben des Arbeiterausſchuſſes gibt der § 80 fi des Geſetzes nähere 
Vorſchriften (fiehe Anhang). Bei den Anträgen, Wünſchen und Beſchwerden der Belegſchaft 
($ 80 fi Abſ. 2) handelt es ſich um Anträge der Belegſchaft im ganzen oder ganzer Klaſſen 
der Belegſchaft, nicht der einzelnen Belegſchaftsmitglieder oder einzelner Kameradſchaften, 
und immer nur um ſolche Angelegenheiten, die ſich nur auf das Bergwerk, für das der 
Arbeiterausſchuß beſteht, beziehen. 


Y. Erlöſchen des Amtes des Sicherheitsmanns. 


8 11. 


1. Das Amt eines Sicherheitsmanns und ebenſo dasjenige eines Arbeiterausſchußmit⸗ 
glieds erliſcht, ſobald er aus dem Arbeitsverhältnis ausſcheidet oder eine andere Voraus⸗ 
Irsung jeiner Wählbarfeit verliert. Das Nähere ergibt ſich aus § 80 f des Geſetzes (ſiehe 
Anhang). 

g 2 Wird dem Sicherheitsmann das Arbeitsverhältnis gekündigt oder wird er entlaſſen 
oder verläßt oder kündigt er ſelbſt die Arbeit, ſo kann er bei dem Bergrevierbeamten die 
Vornahme einer Unterſuchung über die Gründe des Ausſcheidens ſowie deſſen Vermittelung 
beantragen. Außerdem ſteht es ihm frei, die Eutſcheidung des zuſtändigen Gerichts darüber 
anzurufen, ob die Kündigung oder Entlaſſung als zuläſſig anzuſehen iſt. 


VI. Enthebung eines Sicherheitsmanns von ſeinem Amte. 


§ 12. 
1. Das Oberbergamt ift befugt, einen Sicherheitsmann ſeines Amtes zu entheben. Dies 
iſt zuläſſig, wenn der Sicherheitsmann feinen oben in $ 2 Abſ. 2, § 3 Abſ. 1, § 5 Abſ. 2 
und 4, 85 6, 7 und s bezeichneten Verpflichtungen nicht nachgekommen iſt. Die Entſcheidung 
des Oberbergamts erfolgt in einem durch das Geſetz näher geregelten Verfahren. 
2. Das Nähere ergibt ſich aus § 80 f des Geſetzes (ſiehe Anhang). 


Anhang zu Aulage A. 


Die in der „Unterweiſung über die Rechte und Pflichten der Sicherheitsmänner“ an- 
geführten Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes lauten, wie folgt: 


§ 801i. 
Dem Arbeiterausſchuſſe liegt es ob, darauf hinzuwirken, daß das gute Einvernehmen 
innerhalb der Belegſchaft und zwiſchen der Belegſchaft und dem Arbeitgeber erhalten bleibt 
oder wiederhergeſtellt wird. 
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Der Arbeiterausſchuß hat die in den §§ 800 Abſ. 2,) 80d Abſ. 2, 3°) und 808 
Abſ. 1) bezeichneten Aufgaben. Außerdem hat er Anträge, Wünſche und Beſchwerden 
der Belegſchaft, die ſich auf die Betriebs⸗ und Arbeitsverhältniſſe und die Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen des Bergwerkes beziehen, zur Kenntnis des Bergwerksbeſitzers zu bringen und 
ſich darüber zu äußern. Er hat ferner die Befugnis, nach näherer Vorſchrift des § 80 fk 
die im § 80k g Abſ. 3 und 4 erwähnten Entſcheidungen zu treffen. 

Auf Verlangen von mindeſtens einem Viertel der Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes 
muß eine Sitzung anberaumt und der beantragte Beratungsgegenſtand auf die Tagesord- 
nung geſetzt werden. 


§ 801 0. 


Das Amt eines Sicherheitsmanns und das eines Arbeiterausſchußmitglieds erliſcht, 
ſobald er aus dem Arbeitsverhältnis ausſcheidet oder eine andere Vorausſetzung ſeiner 
Wählbarkeit verliert. 

Einem Sicherheitsmanne kann indes zu einem früheren Zeitpunkt als zum Ablaufe 
ſeiner Wahlperiode das Arbeitsverhältnis durch den Werksbeſitzer nur gekündigt werden: 


1. wenn er ſeinen Verpflichtungen als Sicherheitsmann nicht nachkommt; 

2. wenn ſonſt Tatſachen vorliegen, die ihn als nicht geeignet zur Fortſetzung ſeiner 
Tätigkeit als Sicherheitsmann erſcheinen laſſen; 

3. wenn er ſeine Tätigkeit als Sicherheitsmann zu Zwecken mißbraucht, die mit 
ſeinem Amte als Sicherheitsmann nicht im Zuſammenhange ſtehen; 

4. wenn wichtige Gründe anderer Art vorliegen, die mit der Ausübung ſeines 
Amtes als Sicherheitsmann nicht zuſammenhängen. 


In den Fällen des § 82 kann auch ein Sicherheitsmann vor Ablauf der vertrags⸗ 
mäßigen Arbeitszeit und ohne Aufkündigung entlaſſen werden. 

Von einem jeden Ausſcheiden eines Sicherheitsmanns, ſei es infolge Kündigung oder 
Entlaffung durch den Werksbeſitzer, ſei es infolge eigener Kündigung oder Aufgabe der 
Arbeit durch den Sicherheitsmann, iſt der Bergrevierbeamte unverzüglich durch den Werks⸗ 
beſitzer in Kenntnis zu ſetzen. Auf Antrag eines Beteiligten iſt der Revierbeamte ver⸗ 
pflichtet, die Gründe des Ausſcheidens zu unterſuchen und ſeine Vermittelung eintreten zu 
laſſen. 


§ 801 g. 

Das Oberbergamt entſcheidet über Beſchwerden, betreffend die Gültigkeit der Wahlen 
(88 80 f b, Sof d, 80 fe, Sok!, 80fn). 

Das Oberbergamt iſt befugt, einen Arbeiterausſchuß, der ſeine Zuſtändigkeit über⸗ 
ſchreitet, aufzulöſen. Der Auflöſung muß eine Verwarnung durch das Oberbergamt vor⸗ 
ausgehen. 

8 . Oberbergamt kann einen Sicherheitsmann, der ſeinen im § 80f g Abſ. 3, 4, 5, 
8, 9 und 10 bezeichneten Verpflichtungen nicht nachkommt, ſeines Amtes entheben. Die 
Entſcheidung erfolgt nach Ladung und Anhörung der Beteiligten in öffentlicher Sitzung auf 
Grund mündlicher Verhandlung durch einen mit Gründen zu verſehenden Beſchluß. Auf 
das Verfahren finden die 88 71 bis 73 und 75 bis 81 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) entſprechende Anwendung. 


Anmerkung. 
) § 80c Abi. 2. 


Genügend und vorſchriftsmäßig beladene Fördergefäße bei der Lohnberechnung in 
Abzug zu bringen, iſt verboten. Ungenügend oder vorſchriftswidrig beladene Fördergefüße 
müſſen inſoweit angerechnet werden, als ihr Inhalt vorſchriftsmäßig iſt. Der Bergwerks⸗ 
beſitzer iſt verpflichtet zu geſtatten, daß die Arbeiter auf ihre Koſten durch einen aus ihrer 
Mitte von dem ſtändigen Arbeiterausſchuß oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, von ihnen 
gewählten Vertrauensmann das Verfahren bei Feſtſtellung der ungenügenden oder bor- 
ſchriftswidrigen Beladung und des bei der Lohnberechnung anzurechnenden Teiles der Be⸗ 
ladung überwachen laſſen. Durch die Überwachung darf eine Störung des Betriebs nicht 
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Bergwerksbeſitzer iſt ferner verpflichtet, den Lohn des Vertrauensmanns auf Antrag des 
ſtändigen Arbeiterausſchuſſes oder der Mehrzahl der beteiligten Arbeiter vorſchußweiſe zu 
zahlen. — Er iſt berechtigt, den vorſchußweiſe gezahlten Lohn den beteiligten Arbeitern 
bei der Lohnzahlung in Abzug zu bringen. 


9) 8 80d Abſ. 2 und 3. 


Alle Strafgelder müſſen zum Beſten der Arbeiter des Bergwerkes verwendet werden. 
Wenn für das Bergwerk ein ſtändiger Arbeiterausſchuß vorgeſchrieben iſt, müſſen die 
Strafgelder einer Unterſtützungskaſſe zu Gunſten der Arbeiter überwieſen werden, an deren 
Verwaltung der ſtändige Arbeiterausſchuß mit der Maßgabe beteiligt ſein muß, daß den 
von den Arbeitern gewählten Mitgliedern mindeſtens die Hälfte der Stimmen zuſteht. 
Die Grundſätze für die Verwendung und Verwaltung müſſen nach Anhörung der half: 
jährigen Arbeiter oder des ſtändigen Arbeiterausſchuſſes in der Arbeitsordnung oder 
in beſonderen Satzungen feſtgelegt werden. Eine Überficht der Einnahmen und Ausgaben 
und des Vermögens dieſer Kaffe iſt alljährlich in einer vom Oberbergamte vorgeſchriebenen 
Form aufzuftellen und dieſem, nachdem ſie zwei Wochen durch Aushang zur Kenntnis der 
Belegſchaft gebracht iſt, einzureichen. 

Dem Bergwerksbeſitzer bleibt überlaſſen, neben den im § 80h bezeichneten noch weitere 
die Ordnung des Betriebs und das Verhalten der Arbeiter im Betriebe betreffende Be⸗ 
ſtimmungen in die Arbeitsordnung aufzunehmen. Mit Zustimmung des ſtändigen Arbeiter- 
ausſchuſſes können in die Arbeitsordnung Vorſchriften über das Verhalten der Arbeiter 
bei Benutzung der zu ihrem Beſten getroffenen, auf dem Bergwerke beſtehenden Einrich⸗ 
tungen ſowie Vorſchriften über das Verhalten der minderjährigen Arbeiter außerhalb des 
Betriebs aufgenommen werden. 


) § Sog Abſ. 1. 

Vor dem Erlaſſe der Arbeitsordnung oder eines Nachtrags zu derſelben iſt auf den⸗ 
jenigen Bergwerken, für welche ein ſtändiger Arbeiterausſchuß beſteht, dieſer über den In⸗ 
halt der Arbeitsordnung oder des Nachtrags zu hören; auf den übrigen Bergwerten iſt 
den volljährigen Arbeitern Gelegenheit zu geben, ſich über den Inhalt der Arbeitsordnung 
oder des Nachtrags zu äußern. 
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Anlage B. 
Bergwerk 
Schachtanlage 
Steiger⸗ (Fahr-) Abteilung Nr. 
Jahrbuch 
des 

Sicherheitsmanns 

Das Fahrbuch iſt mit fortlaufenden Seitenzahlen verſehen, es enthält Seiten. 

% Malz. 19 


Der Königliche Revierbeamte. 


Alle Eintragungen in dieſes Fahrbuch ſind mit Tinte zu machen. 
Die Eintragungen in Spalte 2 bis 8 ſind von dem Sicherheitsmanne zu bewirken und von ihm zu 


unterſchreiben. 


1 2 3 4 5 6 7 
Art 9 
Stunde ab ee Angabe, 
Tag Schicht des ae ob die ſämtlichen Baue 
Lfd.“ der der a) Beginus b) außerordentlich, der Abteilung befahren] Ergebnis der Befahrung in bezug 
b) Endes le) auf Verlangen worden ſind, N 
Nr.] Befah-⸗ | Befah⸗ ) 5 2 des Repter⸗ verneinendenfalls der Geſundheit 
5 b er beamten oder Angabe der befahrenen 
8 rung. 5 
N ung Befahrung. ſd) des Werks⸗ Baue. 
beſitzers. 
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I | 


467 


8 9 10 11 
Vermerk 
Liegt eine Bemerkungen Bemerkungen über 111 Einſicht⸗ 
auf die Sicherheit des Lebens und dringende Gefahr des nahme 
der Arb 5 0 beg eie de des a) durch den Ar⸗ 
er Arbeiter. vor und worin egleitender AB: 
Betricbsführers, | | beiter un ssh th, 
beſteht ſie? Beamten. b) durch den Re⸗ 
vierbeamten. 
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